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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Gabi Schmidt, Dr. Hans Jürgen Fahn, Prof. (Univ. 
Lima) Dr. Peter Bauer, Günther Felbinger, Thorsten 
Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann 
Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Pia-
zolo, Bernhard Pohl, Dr. Karl Vetter, Jutta Wid-
mann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Rechte der Menschen mit Behinderung schützen – 
Bundesteilhabegesetz in jetziger Form konse-
quent ablehnen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene für eine Neuausarbeitung des Bundesteil-
habegesetzes unter enger Einbindung der betroffenen 
Verbände einzusetzen und in diesem Zusammenhang 
das Gesetz in der derzeitigen Fassung abzulehnen. 

Begründung: 

Mit dem Ziel, die Teilhabe und die Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderungen zu stärken, wurde 
auf Bundesebene unter Einbindung zahlreicher Ver-
bände und Interessensgruppen ein neues Bundesteil-
habegesetz (BTHG) ausgearbeitet. Sowohl der im 
April 2016 erschienene Referentenentwurf als auch 
der im Juni 2016 veröffentlichte Kabinettsentwurf rie-
fen unter den Verbänden sowie unter den betroffenen 
Bürgerinnen und Bürgern massive Kritik hervor. 

Während generell die unübersichtliche und uneinheit-
liche Systematik kritisiert wird, gibt vor allem die vor-
gesehene Abschwächung des Wunsch- und Wahl-
rechts von Menschen mit Behinderung Anlass zur 
Sorge. In diesem Zusammenhang ist das sogenannte 
„Poolen“ von Leistungen teils gegen den Willen von 
Betroffenen überaus kritisch zu beurteilen. 

Vor allem die Situation der Werkstätten und der dort 
beschäftigten Menschen würde sich durch das BTHG 
in der jetzigen Form eklatant verschlechtern, so könn-
ten neue Anbieter, welche an keinerlei Qualitätsstan-
dards gebunden sind, in Konkurrenz zu den erprobten 
und geprüften Werkstätten treten. Auch das im BTHG 
an mehreren Stellen enthaltene „Mindestmaß an wirt-
schaftlich verwertbarer Arbeitsleistung“ ist abzu-
lehnen, da es Menschen mit mehrfachen Behinderun-
gen bereits im Vorhinein exkludiert. 

Aus Sicht der bayerischen Bezirke ist die fehlende 
gesetzliche Regelung zur verbindlichen Mitfinanzie-
rung der Eingliederungshilfe durch den Bund proble-
matisch, so ist bis dato keine Dynamisierung der im 
Koalitionsvertrag vereinbarten Entlastung der Kom-
munen im Umfang von fünf Milliarden Euro vorgese-
hen. 

Zusammenfassend überwiegen beim BTHG vor allem 
die negativen Aspekte. Da aufgrund der vom zustän-
digen Bundesministerium kommunizierten Zielset-
zung, das BTHG noch in diesem Jahr zu verabschie-
den, liegt die Befürchtung nahe, dass die notwendigen 
Verbesserungen nicht mehr vorgenommen werden. 

 



(Unruhe)

Ich darf Sie noch einmal höflich bitten, die Plätze ein-
zunehmen.

(Anhaltende Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Wir fahren mit der Abstimmung fort. Es geht um den
Dringlichkeitsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN auf Drucksache 17/12614. Wer dem
Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das sind die Fraktionen der SPD und von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – Die Fraktio-
nen der CSU und der FREIEN WÄHLER. Stimment-
haltungen? – Sehe ich keine. Damit ist dieser
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Ich komme damit zum Dringlichkeitsantrag der FREI-
EN WÄHLER auf Drucksache 17/12627. Dazu ist eine
zweigeteilte Abstimmung über den ersten Absatz und
über den zweiten Absatz beantragt worden. 

Ich lasse jetzt über den ersten Absatz des Dringlich-
keitsantrags der FREIEN WÄHLER abstimmen. Wer
dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist
die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen! –
Die Fraktionen der CSU, der SPD und von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser Teil des An-
trags abgelehnt. 

Dann lasse ich über den zweiten Absatz dieses An-
trags der FREIEN WÄHLER abstimmen. Wer dafür
ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Fraktionen der SPD, der FREIEN WÄHLER und von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – Die
Fraktion der CSU. Damit ist auch dieser Dringlich-
keitsantrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen
17/12615 mit 17/12621 sowie 17/12628 und 17/12629
werden in die zuständigen federführenden Ausschüs-
se verwiesen.

Ich rufe Tagesordnungspunkte 7 bis 9 gemeinsam
auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Änderung des Bestattungsgesetzes
(Drs. 17/8884)
- Zweite Lesung -

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Dr. Paul Wengert, Prof. Dr. Peter
Paul Gantzer u. a. und Fraktion (SPD)
zur Änderung des Bestattungsgesetzes
Bekämpfung ausbeuterischer Kinderarbeit bei der
Grabsteinherstellung (Drs. 17/10925)
- Zweite Lesung -

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung
Gesetz zur Bekämpfung ausbeuterischer
Kinderarbeit bei der Grabsteinherstellung
(Drs. 17/10903)
- Zweite Lesung -

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Die Gesamt-
redezeit der Fraktionen beträgt gemäß der Vereinba-
rung im Ältestenrat 24 Minuten. Die Redezeit der
Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit
der stärksten Fraktion. Erster Redner ist Herr Kollege
Mistol von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Jürgen Mistol (GRÜNE): (Vom Redner nicht autori-
siert) Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Im
April 2009 beschloss der Nürnberger Stadtrat, dass
auf städtischen Friedhöfen nur noch Grabsteine auf-
gestellt werden dürfen, die in der gesamten Wert-
schöpfungskette nachweislich ohne ausbeuterische
Kinderarbeit im Sinne der ILO-Konvention Nr. 182
hergestellt wurden.

Was danach kam, ist hinlänglich bekannt. Dass die
Mühlen der Politik mitunter furchtbar langsam mahlen,
obwohl man sich in der Sache einig ist, zeigt sich an
den vorliegenden Gesetzentwürfen sehr deutlich. Es
brauchte nicht nur mehr als sieben Jahre, sondern
auch zahlreiche Initiativen insbesondere der Opposi-
tion, von den GRÜNEN und der SPD. Beschlüsse des
Landtags und Absichtserklärungen der Staatsregie-
rung waren vorhanden, bis hier und heute endlich ein
Verbot von Grabmalen vorgenommen wird, die durch
Kinderarbeit entstanden sind.

Kolleginnen und Kollegen, am 12. Juni war der Welt-
tag gegen Kinderarbeit. Nach Schätzungen von
UNICEF, ILO und Weltbank sind aktuell 168 Millionen
Kinder und Jugendliche zwischen 5 und 17 Jahren
Kinderarbeiter. Mehr als die Hälfte davon leiden unter
Arbeitsbedingungen, die gefährlich und ausbeuterisch
sind. Dabei haben sich fast alle Staaten der Welt dazu
verpflichtet, jegliche Form der Kinderarbeit bis 2025
vollständig abzuschaffen. Auch wenn Gesetze allein
nicht ausreichen, um Kinderarbeit zu bekämpfen, sind
sie doch wichtig und senden eine klare Botschaft aus.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Plenarprotokoll 17/81 v. 20.07.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 6877

http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=8884&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=8884&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=10925&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=10903&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=10903&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000426.html


 

17. Wahlperiode 24.11.2016 Drucksache 17/15068 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/12628 

Rechte der Menschen mit Behinderung schützen - Bundesteilha-
begesetz in jetziger Form konsequent ablehnen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Gabi Schmidt 
Mitberichterstatter: Joachim Unterländer 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend, Familie und Integration federführend zuge-
wiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Dringlich-
keitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 57. Sitzung am 24. November 2016 beraten und mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: 1 Zustimmung, 1 Enthaltung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Gabi Schmidt, Dr. Hans Jürgen Fahn, Prof. (Univ. Lima) 
Dr. Peter Bauer, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gott-
stein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Niko-
laus Kraus, Peter Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael 
Piazolo, Bernhard Pohl, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno 
Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/12628, 17/15068 

Rechte der Menschen mit Behinderung schützen – Bundesteilha-
begesetz in jetziger Form konsequent ablehnen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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